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NEU!

Sectional Matrix System

Das neue Composi-Tight®

3D Fusion™ Teilmatrizensystem 
bietet die Lösung für alle 
Klasse II Kavitäten.

Testen ohne Risiko mit der 
60-Tage-Geld-zurück-Garantie!

FX-KFF-00 Starter Set
3x Composi-Tight® 3D Fusion™ Ring 
(1x Ring kurz blau, 1x Ring lang orange, 1x Ring breit grün)
1x verbesserte Ringseparierzange,
70x Composi-Tight® 3D Fusion™ Matrizenbänder,
80x Composi-Tight® 3D Fusion™ Keile 

NEU! Das neue Composi-Tight
3D Fusion
bietet die Lösung für alle 
Klasse II Kavitäten.

NEUES 
Herstellungsverfahren 
sorgt für eine längere 
Haltbarkeit der Ringe.

Ultra-Grip™

Retentionsspitzen 
verhindern ein 
Abrutschen aller
Composi-Tight®

3D Fusion™ Ringe. 

Weiches Soft-
Face™ Silikon 
für perfekte 
Adaption der 
Matrize an den 
Zahn.

Harter Kunststoffkern 
separiert die Zähne 
approximal.

Erster Ring mit extra 
breiten Füßen für 
weite Kavitäten.

Das haben wir verbessert:

FX-KFF-00
Preis € 459,00*
               

Composi-Tight 3D Fusion Sparpack
Art.Nr. FXR01 (3 Stück/Pack) 
Preis: € 285,00* je Pack

Benutzerfreundliches System

Natürlich konturierte Bänder

Anatomisch korrekte Kontakte

Kontakte auf der richtigen Höhe

Eine optimale Separierung der   

      Zähne für einen festen Kontakt

System im 
Tofflemire-Stil

Warum sollten Sie ein Teilmatrizensystem verwenden?

Tofflemire-Stil

Composi-Tight®
3D Fusion™

Teilmatrizensystem
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FRANKFURT AM MAIN – Das Oberlandesgericht Frankfurt 
am Main (OLG) hat die Frage nach „Anomalien“ im Antrags-
formular auf Abschluss einer privaten Krankheitskostenversi-
cherung in Bezug auf Zahnfehlstellungen als unklar erachtet, 
weil sie dem Versicherungsnehmer in unzulässiger Weise eine 
Wertung abverlange und deshalb mit veröffentlichter Ent-
scheidung die Krankenversicherung zur Übernahme von kie-
ferorthopädischen Aufwendungen verurteilt.

Der Sachverhalt
Die Parteien streiten um Erstattung von Aufwendungen 

für eine kieferorthopädische Behandlung der Tochter des Klä-
gers. Der Kläger beantragte im März 2017 bei der Beklagten 
den Abschluss einer privaten Krankheitskosten- und Pflege-

versicherung. Hinsichtlich seiner mitzuversichernden neun 
Jahre alten Tochter beantwortete er folgende Frage mit 
„nein“: Bestehen/bestanden in den letzten drei Jahren Be-
schwerden, Krankheiten, Anomalien (auch Implantate [zum 
Beispiel Brustimplantate] und/oder Unfallfolgen ...), die nicht 
ärztlich ... behandelt wurden?

Die Tochter des Klägers befand sich seit 2011 in regel-
mäßiger zahnärztlicher Kontrolle. Unstreitig lag bei ihr ein 
Engstand der Backenzähne vor. Im Sommer 2017 erlitt die 
Tochter des Klägers einen Unfall, bei dem sie sich einen Zahn 
abbrach. Im Zusammenhang mit dieser Behandlung wurde 
die Indikation für eine kieferorthopädische Behandlung ge-
stellt; im Heilbehandlungs- und Kostenplan der Kieferortho-
pädin vom November 2017 heißt es u. a. „Platzmangel im UK 
(Unterkiefer), Scherenbiss Zahn 24, diverse Rotationen und 
Kippungen“.

Die Beklagte hat die Auffassung vertreten, der dem Klä-
ger bekannte Engstand der Backenzähne seiner Tochter habe 
eine anzeigepflichtige „Anomalie“ im Sinne der Antragsfrage 
dargestellt. Bei Kenntnis hätte sie den Vertrag nicht ein-
schränkungslos angenommen, sondern einen Leistungsaus-
schluss für die kieferorthopädische Behandlung vereinbart. 
Dementsprechend sei der Vertrag wegen Anzeigepflichtver-
letzung nachträglich anzupassen.

Der Kläger hat sich demgegenüber darauf berufen, dass 
er erstmals im Sommer 2017 von der Notwendigkeit einer 
kieferorthopädischen Behandlung Kenntnis erlangt habe. 
Auf eine solche habe zuvor nichts hingedeutet; insbeson-
dere auch nicht der Engstand der Backenzähne. Das Land-
gericht hatte die Klage auf Erstattung von Aufwendungen 
für die kieferorthopädische Behandlung abgewiesen. Die 

hiergegen gerichtete Berufung hatte vor dem OLG überwie-
gend Erfolg.

Das OLG-Urteil
Die Beklagte sei nicht zur Vertragsanpassung unter Auf-

nahme eines Risikoausschlusses für die Behandlung von 
Zahnfehlstellungen/Anomalien berechtigt gewesen, entschied 
das OLG. Der Kläger habe keine Anzeigepflichten verletzt. 
Soweit bei seiner Tochter ein Engstand der Backenzähne vor-
gelegen und ihm bekannt gewesen sei, sei dies nicht anzeige-
pflichtig gewesen.

Es handele sich nicht um eine „Krankheit“. „Krankheit“ 
im versicherungsvertraglichen Sinne sei „ein anormaler Kör-
per- oder Geisteszustand, der eine nicht ganz unerhebliche 

Störung körperlicher oder geistiger Funktionen mit sich 
bringt“, führte das OLG aus. Dass der Engstand hier zu einer 
solchen Störung körperlicher Funktionen führte, habe auch 
die Versicherung nicht behauptet.

Soweit die Versicherung meine, es liege eine „Anomalie“ 
vor, sei die Antragsfrage unklar. Für den durchschnittlichen 
Versicherungsnehmer sei nicht erkennbar, was unter einer 
Anomalie im Zahnbereich zu verstehen sei. Gemäß der Defini-
tion im Duden verstehe man unter einer Anomalie eine Ab-
weichung vom Normalen, eine körperliche Fehlbildung. Da-
runter dürfte der durchschnittliche Versicherungsnehmer eher 
eine Missbildung, eine Behinderung verstehen, als eine Zahn- 
und Kieferfehlstellung. Dafür spreche auch der Klammerzu-
satz, der auf Implantate verweise. Hinzu komme, dass dem 
Begriff der Anomalie eine gewisse Dauerhaftigkeit immanent 
sei, der Zahnstatus der neunjährigen Tochter des Klägers  
aufgrund fortschreitenden Wachstums und Zahnwechsels 
aber naturgemäß Änderungen unterworfen gewesen sei. Die 
Frage verlange jedenfalls dem Versicherungsnehmer in un-
zulässiger Weise eine Wertung ab.

Fragen, die eine Wertung des Versicherungsnehmers vor-
aussetzten, seien grundsätzlich unzulässig. Sie könnten des-
halb auch keine Anzeigepflicht begründen.

Die Entscheidung ist rechtskräftig; die Revision hat der 
Senat nicht zugelassen. 

Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Urteil vom 24.03.2021, 
Az. 7 U 44/20 (vorausgehend Landgericht Gießen, Urteil vom 
07.02.2020, Az. 2 O 166/19).

Quelle: OLG Frankfurt am Main

Eine Zahnfehlstellung ist keine Anomalie
Krankenversicherung zur Übernahme von kieferorthopädischen Aufwendungen verurteilt.
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 Die Frage des Krankenversicherers bei Ver-
tragsabschluss nach bestehenden „Anomalien“ 
berechtigt nicht zum nachträglichen Ausschluss 
der Kostenübernahme für kieferorthopädische 
Behandlungen.


